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An deutschen Flughäfen geht zum Teil nichts mehr – die Gründe hierfür sind vielfältig V O N M A R C O F E T K E
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HALBJAHRESBILANZ
An den Finanzmärkten endet ein frust-
rierendes erstes Halbjahr, welches
selbst die düstersten Prognosen Anfang
des Jahres noch unterboten hat: der
Deutsche Aktienindex Dax hat 20 Pro-
zent verloren, der amerikanische Dow-

Jones-Index hat um 15 Prozent nach-
gegeben, der breiter gefasste S&P500
um gut 20 Prozent. Auch der Weltindex
MSCI beendet das erste Halbjahr 2022
mit einem Minus von 21 Prozent und
verzeichnet damit das schwärzeste
Halbjahresergebnis seiner Geschichte.
Trotz Ukrainekrieg, entfesselter Infla-
tion und wachsenden Rezessionssorgen
sind Panikverkäufe bislang ausgeblie-
ben. Die Anleger haben sich vielmehr
kontinuierlich mehr und mehr aus dem
Markt zurückgezogen und bleiben den
Märkten fern, angesichts des drohenden
Unheils wie einem Ausfall der russi-
schen Gaslieferung und der damit ver-
bundenen Einschränkungen in der
europäischen Industrieproduktion. Eine
wirkliche Entspannung an den Märkten
ist in den nächsten Wochen nicht in
Sicht. Vielmehr erwarten Analysten
eine Revision der Gewinnprognosen,
wenn die Unternehmen demnächst ihre
Berichte zum zweiten Quartal 2022
veröffentlichen.

ENERGIEKNAPPHEIT: GASEINSPA-
RUNGEN SIND MÖGLICH
Laut einer Umfrage der Deutschen In-
dustrie- und Handelskammer sind In-
dustrieunternehmen bereit, bis zum
Jahresende drei Prozent ihres Gasver-
brauchs einzusparen. Als Voraussetzung
wurde von den Unternehmen aber ein
finanzieller Ausgleich gefordert. Die
potenziellen Einsparungen könnten sich
in den nächsten sechs Monaten auf
zehn Terawattstunden summieren, was
etwa einem Prozent des gesamten jähr-
lichen Gasbedarfs in der Bundesrepub-
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Deutscher Aktienindex (DAX)
seit Jahresbeginn: – 19,34%
Jahresende: 15.884 Aktuell: 12.844

Aktuell: 1,0435

(04.07.2022/ 09:32 Uhr)
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EURO (gegen US-Dollar)
seit Jahresbeginn: – 7,69%
Jahresende: 1,137
(04.07.2022/ 09:34 Uhr)
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k entspricht. Durch die Einsparungen
äre es möglich, die Gasspeicher um zu-
tzlich vier Prozentpunkte aufzufüllen.

ktuell beträgt der Füllstand 61 Prozent.
emäß dem neuen Gasspeichergesetz
nd bis zum 1. August 65 Prozent ge-
lant, zum 1. Oktober 80 Prozent und bis
um 1. Dezember mindestens 90 Prozent.
ollten die aktuell gedrosselten Lieferun-
en durch die Hauptpipeline Nord Stream
so gering bleiben, wären die angestreb-
n 90 Prozent „kaum mehr ohne zusätz-

che Maßnahmen erreichbar“, so die
undesnetzagentur. Die Bundesregierung
cht weltweit nach neuen Energiequellen

nd ist nun auch im Gespräch mit
anada, welches verflüssigtes Erdgas

ach Europa liefern könnte. Ein erster
anadischer Konzern erwägt nun, seine
läne zum Bau eines LNG-Terminals an
er Atlantikküste nach längerer Zeit
ieder aufleben zu lassen und so Europa
enigstens zum Teil aus seinem Energie-

ngpass herauszuhelfen.
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Dow Jones Industrials (DJIA)
seit Jahresbeginn: – 14,42%
Jahresende: 36.338 Aktuell: 31.097
(01.07.2022 / Börsenschluss)

Zinsen (Umlaufrendite)
Aktuell: 1,28%

(01.07.2022 / Börsenschluss)
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ÜRKEI: PREISE STEIGEN IMMER
CHNELLER
em die Inflation in Deutschland als

iel zu hoch erscheint, sollte erst recht
einen Blick in die Türkei werfen: Denn
ie dortige Inflation steigt immer weiter.

Juni erhöhen sich die Lebenshal-
ngskosten gegenüber Mai um 78,62

rozent. Besonders Transportdienst-
istungen und Lebensmittel verteuerten
ch deutlich. Die Opposition geht von

iner deutlich höheren Inflationsrate
us und wirft der Regierung vor, die
ahlen schönzurechnen. Die Landes-
ährung Lira schwächt sich seit Länge-
m ab und verteuert so die importier-
n Güter erheblich. Auch steigen die
reise vieler Rohstoffe, unter anderem
egen des völkerrechtswidrigen russi-
hen Angriffs auf die Ukraine. Der tür-

ische Autokrat Recep Tayyip Erdoğan
erbietet jedoch seinen nicht unabhän-
igen Nationalbankern, die Zinssätze zur

flationsbekämpfung anzuheben.
V O N M AT T H I A S B E L A F I

Ende Mai hat das Bundesverfassungsge-
richt ein Urteil vom 7. April veröffentlicht,
das leider wenig Wellen in Politik und Ge-
sellschaft geschlagen hat. Das Gericht hat
entschieden, dass bei der Beitragsbemes-
sung in der Pflegeversicherung die Anzahl
der Kinder berücksichtigt werden muss.
Derzeit wird nicht unterschieden, ob ein
Beitragszahler ein oder mehrere Kinder
hat, nur Kinderlose zahlen einen Auf-
schlag auf den Versicherungsbeitrag, seit-
dem das Verfassungsgericht im Jahr 2001
die Gleichbehandlung von Kinderlosen
und Eltern in der Pflegeversicherung als
verfassungswidrig verworfen hat.

Ohne Familie ist keine So-
zialversicherung machbar

Allerdings greift das neue Urteil nur bei
der Pflege, denn das Gericht hat gleich-
zeitig entschieden, dass eine solche Diffe-
renzierung bei den Beiträgen zur Renten-
und Krankenversicherung nicht erforder-
lich sei, weil bei der Rente durch die An-
erkennung von Erziehungszeiten und in
der Krankenversicherung durch die bei-
tragsfreie Familienversicherung schon ein
Ausgleich im System erfolgen würde.
Damit bleibt das Bundesverfassungsge-
richt hinter dem eigenen Anspruch von
2001 zurück. Denn damals hatte es noch
selbst gefordert, „dass die Bedeutung des
vorliegenden Urteils auch für andere
Zweige der Sozialversicherung zu prüfen
sein wird“. Nun hat also nicht nur die
Politik diesen Auftrag ignoriert, sondern
das Gericht selbst auch noch.
Dabei hatten die – unter anderem vom
Familienbund der Katholiken unterstützen
– Kläger namhafte Studien und zahlreiche
Argumente für die Einführung von Kin-
derfreibeträgen bei der Renten- und Kran-
kenversicherung vorgebracht, die vom Ge-
richt inhaltlich nicht gewürdigt wurden.
Stattdessen ist dem Gesetzgeber vom Ge-
richt nun ausschließlich eine Korrektur in
der kleinsten Säule der Sozialversicherun-
gen aufgegeben worden, während die kos-
tenintensiveren Versicherungen verschont
geblieben sind. Insofern ist es kaum über-
raschend, dass die wenigen politischen Re-
aktionen vor allem Erleichterung durch-
scheinen ließen, dass die Frage der Belas-
tung der Familien und der Umverteilung
von Eltern zu Kinderlosen vom Gericht
nicht grundlegend aufgeworfen wurde.
Gleichwohl bleibt das Thema auf der
Agenda und die Frage, wie der Beitrag der
Familien für die Gesellschaft angemessen
in der Sozialversicherung seinen Nieder-
schlag finden kann, wieder einmal unbe-
antwortet. Es ist dringend erforderlich,
dass Politik und Gesellschaft diese Dis-
kussion führen: Ohne Familie ist nicht nur
kein Staat zu machen, sondern auch keine
Sozialversicherung. Deshalb darf die vom
Bundesverfassungsgericht geforderte Kor-
rektur durch den Gesetzgeber keine bei-
läufige Korrektur einer sowieso anstehen-
den Reform der Pflegeversicherung wer-
den, sondern muss als Anlass genutzt wer-
den, die Leistungsfähigkeit der Familien
auch über die Pflegeversicherung hinaus
zu erörtern und den für die Sozialversiche-
rung konstitutiven generativen Beitrag der
Kindererziehung zu berücksichtigen.

Der Autor ist Politikwissenschaftler
und stellvertretender Vorsitzender von
Ordo Socialis. Die Kolumne erscheint
in Kooperation mit der KSZ in Mön-
chengladbach. Foto: Frankenhauser
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arteschlangen von zwei bis
drei Kilometern vor der Si-
cherheitskontrolle, etliche
gestrichene Flüge und ver-

ärgerte Passagiere: Deutschlands Flughäfen
befinden sich derzeit im Ausnahmezustand.
Bereits im April warnte Lufthansa-Chef
Carsten Spohr vor Flugausfällen aufgrund

weit das sogenannte „Flughafen-Chaos“
aus: Am Flughafen Düsseldorf soll es am
ersten Ferienwochenende so zu fünfstündi-
gen Wartezeiten gekommen sein.

Die ohnehin angespannte Situation wur-
de durch Störungen der Gepäckförderanla-
gen verschärft. Letztlich blieben sogar
knapp 1000 Koffer zurück, zahlreiche Pas-

ben wegen krankheitsbedingten Personal-
ausfalls. Am Mittwoch schränkte dann auch
noch ein Software-Problem bei der Deut-
schen Flugsicherung (DFS) den Flugver-
kehr über weiten Teilen Deutschlands ein.
Ein nach mehrmaliger Verschiebung
schließlich abgesagter Ryanair-Flug von
Köln nach Mallorca mündete am Donners-

Passagiere durften nach Hause fahren.
Doch auch das Flughafenpersonal ist frust-
riert, in Hamburg kam es zum Streik.

In einer Mitteilung der Gewerkschaft
Verdi-Airport heißt es sogar, das „Koffer-
chaos“ in Düsseldorf sei „hausgemacht“ ge-
wesen: Durch die Zulassung von zwei priva-
ten Anbietern, statt – wie gesetzlich vorge-
Marktüberblick

akuten Personalmangels im Frühjahr und
Sommer. Schon damals musste die Luft-
hansa regelmäßig Flüge annullieren, an
manch einem Wochenende bewegte sich die
Zahl der abgesagten Flüge im dreistelligen
Bereich. Mit dem Beginn der Schulferien in
Nordrhein-Westfalen brach dann bundes-
sagiere mussten laut Medienberichten ohne
Gepäck nach Hause fahren - und das trotz
tatkräftiger Unterstützung durch die Feuer-
wehr. Am Flughafen Köln/Bonn soll es
währenddessen bei Sicherheitskontrollen
zu Wartezeiten von bis zu eineinhalb Stun-
den gekommen sein, laut Flughafenanga-
tag in Tränen und Pöbeleien, weil spät-
nachts keine Busse mehr verfügbar gewesen
seien, welche die bereits im Flugzeug sit-
zenden Passagiere zum Flughafen hätten
zurückfahren können. Erst nachdem die
Polizei hinzugerufen wurde, konnte das
Problem gelöst werden und die frustrierten
schrieben – nur einem, habe der Flughafen
das eigene Bodenpersonal „praktisch abge-
schafft“. Der so entstandene künstliche
Wettbewerb führe zu einem „ständigen
Preisdruck bei den Unternehmen, zu einer
hohen Fluktuation und Unterbesetzung bei
den Beschäftigten und letztendlich zu
einem Mangel an Qualität“. Verdi-Gewerk-
schaftssekretär Özay Tarim erklärte gegen-
über „Bild“, die Gewerkschafter hätten die
Flughäfen schon vergangenen Sommer da-
vor gewarnt, dass die Personaldecke im Si-
cherheitsbereich nicht ausreiche, um das
erhöhte Fluggastaufkommen in der Zeit
nach den Lockdowns bewältigen zu können.

Nun sollen es türkische
Gastarbeiter richten

Christina Behle vom Verdi-Bundesvor-
stand gibt wiederum der Lufthansa die
Schuld für die zahlreichen ausfallenden
Flügen. Diese habe es mit dem Personalab-
bau übertrieben. In einem Brief an die Be-
legschaft des Luftfahrtkonzerns bestätigt
Spohr die Vorwürfe: „Haben wir es unter
dem Druck der mehr als zehn Milliarden
Euro Pandemie-bedingten Verluste mit
dem Sparen an der ein oder anderen Stelle
übertrieben? Sicher auch das.“ In einem
reumütigen Brief des Konzernvorstands an
die Kunden betonte Lufthansa-Chef Spohr
zudem, das Unternehmen könne sich für
das Chaos „nur entschuldigen“. Mit einer
Entspannung der Situation sei so schnell
nicht zu rechnen. Der Personalmangel be-
treffe jedoch, so Spohr, die ganze Branche
und nicht nur die Lufthansa.

In die Bresche springen sollen nun jeden-
falls türkische Gastarbeiter, die kurzfristig
angeworben und für leichte Arbeiten einge-
setzt werden sollen. Nach den Plänen der
Bundesregierung sollen sie nach Tariflohn
bezahlt und mit Unterkünften ausgestattet
werden. Kritikern kommt die Maßnahme
zu spät, um vor Ferienende zu helfen. Die
Lufthansa hingegen reagiert laut Informa-
tionen der „Bild“ mit Preiserhöhungen:
Kurzzeitig sollten Kunden vorerst nur Flü-
ge der teuersten Preisklasse buchen können
– dadurch aber würden vergünstigte Sitz-
plätze für pendelnde Lufthansa-Mitarbei-
ter wegfallen, so dass in der Folge noch
mehr Personal ausfallen könne.

Einzig und allein die Deutsche Bahn
scheint aus der anhaltenden Überlastung
deutscher Flughäfen Profit ziehen zu kön-
nen: So berichtete der „Spiegel“, Sprinter-
Züge entlang der innerdeutschen Flugstre-
cken würden einem Bahn-Sprecher zufolge
zu 40 Prozent mehr gebucht als zuvor.
Doch sonst hat auch die Bahn an manchen
Tagen große Probleme, den Ansturm durch
das 9-Euro-Ticket zu bewältigen.
Urlaubschaos mit Ansage
Nicht nur am Düsseldorfer Flughafen stehen stundenlanges Warten und willkürliche Flugstreichungen an der Tagesordnung. Foto: Imago


